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Stellungnahme des Schweizer Presserats 40/2015 
vom 8. Oktober 2015 
 
I. Sachverhalt 
 
A. Am Montag 29. Dezember 2014 veröffentlicht «finews.ch» – eine Online-Publikation, die 
sich selbst als «Treffpunkt der Finanzwelt» beschreibt den Artikel «Schicksalsjahre für 
Verräter». Darin geht der unbekannte Autor neben drei Fällen von prominenten ausländischen 
Bankmanagern, die alle Strafverfolgungsbehörden im Ausland über widerrechtliche Praktiken 
bei Schweizer Banken unterrichteten, auch auf den Fall von Rudolf Elmer ein. Dabei wird 
Elmer als «Datendieb der ersten Stunde» bezeichnet. Betitelt war der Artikel mit: 
«Schicksalsjahre für Verräter». 
  
B. Am 4. Januar 2015 beschwerte sich Rudolf Elmer beim Schweizer Presserat gegen diesen 
Artikel. Er macht eine Verletzung von Ziffer 1 (Wahrheit) der «Erklärung der Pflichten und 
Rechte der Journalistinnen und Journalisten» (nachfolgend «Erklärung») geltend. Er werde im 
Artikel als «Verräter» und «Datendieb» bezeichnet. Er weist dabei darauf hin, dass er noch 
immer nicht rechtskräftig verurteilt worden sei und damit für ihn die Unschuldsvermutung 
gelte. Zudem werde die Frage, ob überhaupt ein Datendiebstahl vorliege, erst im Rahmen des 
noch laufenden Strafverfahrens geklärt. Beide Begriffe stellten weitere schwere Vorwürfe dar, 
die zwingend die Einholung einer Stellungnahme erfordert hätten. Doch weder er noch sein 
Anwalt seien von der «finews» vor Publikation kontaktiert worden. Weil der Artikel nicht 
gezeichnet sei, sieht Elmer auch die Ziffer 7 der «Erklärung» verletzt. Dieser verlangt, dass 
anonyme und sachlich nicht gerechtfertigte Anschuldigungen zu unterlassen sind. 
 
C. Am 16. März 2015 nimmt «finews.ch» zur Beschwerde Stellung. Der Artikel sei als 
Jahresrückblick auf vier Personen ausgelegt. Als solcher komme er nicht zu neuen Urteilen, 
sondern fasse bereits Berichtetes zusammen. Nur ein Sechstel des Textes fokussiere dabei auf 
die Person von Rudolf Elmer. Darin finde sich auch die beanstandete Passage. Elmer sei 2001 
wegen Verletzung des Bankgeheimnisses in erster Instanz schuldig gesprochen worden. Auch 
in einem Prozess, der nach Erscheinen des Artikels stattfand, sei Elmer wegen der 
Veröffentlichung von sensiblen Daten verurteilt worden. Im beanstandeten Artikel würden 
keine neuen Vorwürfe erhoben. Der Begriff «Datendieb der ersten Stunde» werde mit den 
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Urteilen untermauert. Zudem werde der Standpunkt von Elmer, er sei kein Datendieb, 
sondern ein Whistleblower, der darum rechtens gehandelt habe, im Artikel erwähnt. Dazu 
räume Elmer in seiner Beschwerdeschrift sogar ein, dass «die Staatsanwaltschaft bezüglich 
der Verletzung des Bankgeheimnisses und implizit betreffend dem Datendiebstahl» Stellung 
bezogen habe. Dagegen sei die Sichtweise von Elmer, es handle sich um Whistleblowing, 
noch von keinem Gericht gestützt worden. «finews.ch» stellt sich auf den Standpunkt, dass 
vor dem Hintergrund, dass die von der Handlung Elmers betroffene Bank verlorene Daten 
einklagte, und der laufende Prozess sich um Bankgeheimnisverletzung dreht, die Bezeichnung 
«Datendieb» gerechtfertigt war. Mehrfach verweist «finews.ch» auf die Berichterstattung 
anderer Medien, die als Grundlage für den Artikel gedient hätten. Darum und weil der Fall 
Elmer schon breit diskutiert worden war, wobei auch die Position von Elmer «hinlänglich 
bekannt war», erschien es «finews.ch» vertretbar, auf eine Konfrontation von Elmer zu 
verzichten. Auch die Zuspitzung im Titel «Schicksalsjahre für Verräter» sei vertretbar. 
«Verraten» bringe umgangssprachlich die Vorgehensweise der Protagonisten in den vier 
unterschiedlichen Fälle auf den Punkt. Immerhin sehe auch die betroffene Bank es so, dass 
Geschäftsgeheimnisse verraten worden waren. 
 
D. Das Präsidium des Presserats wies den Fall seiner 3. Kammer zu; ihr gehören Max 
Trossmann als Präsident an sowie Marianne Biber, Jan Grüebler, Peter Liatowitsch, Markus 
Locher, Franca Siegfried und Matthias Halbeis. 
 
E. Die 3. Kammer behandelte die Beschwerde an ihrer Sitzung vom 27. August 2015 sowie 
auf dem Korrespondenzweg. 
 
 
II. Erwägungen 
 
1. Beschwerdeführer Rudolf Elmer macht eine Verletzung von Ziffer 7 
(Unschuldsvermutung) der «Erklärung der Pflichten und Rechte der Journalistinnen und 
Journalisten» (nachfolgend «Erklärung») geltend. Er werde im Artikel als «Verräter» und 
«Datendieb» bezeichnet. Er weist dabei darauf hin, dass er noch immer nicht rechtskräftig 
verurteilt worden sei und damit für ihn die Unschuldsvermutung gelte. Gemäss dem 
Beschwerdeführer stellten beide Begriffe schwere Vorwürfe dar. Die Redaktion «finews» 
weist darauf hin, dass sie die erste Instanz bezüglich dem Urteil erwähnt habe. Gestützt auf 
die zur «Erklärung» gehörende Richtlinie 7.4 haben Journalisten der Unschuldsvermutung 
Rechnung zu tragen. Das hatte der Presserat erst kürzlich in der Stellungnahme 26/2015 
(Mank c. «Blick») explizit festgehalten und eine Beschwerde deswegen auch gutgeheissen. 
Dies, weil im damaligen Artikel nicht erwähnt wurde, dass ein Urteil noch nicht rechtskräftig 
war, sondern der angeschuldigte Beschwerdeführer als verurteilt bezeichnet worden war. Im 
beanstandeten Artikel wird ausgeführt, Elmer sei vom Zürcher Bezirksgericht in erster Instanz 
wegen Verletzung des Bankgeheimnisses verurteilt, der Prozess sollte dieser Tage eine 
Fortsetzung finden. Anfang Dezember 2014 habe sich Elmer vor dem Züricher Bezirksgericht 
wegen Verletzung des Bankgeheimnisses verantworten müssen, sei jedoch während der 
Verhandlung zusammengebrochen. Der Prozess sei nun vertagt. Zwar wird im ganzen Artikel 
nirgends gesagt, dass das Urteil gegen Elmer noch nicht rechtskräftig ist. Aus den gewählten 
Formulierungen geht jedoch hervor, dass dem so ist. Wohl hätte dieser Umstand etwas 
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präziser umschrieben werden können, eine Verletzung der Unschuldsvermutung vermag dies 
jedoch nicht zu begründen. Ziffer 7 der «Erklärung» ist somit nicht verletzt. Durfte 
«finews.ch» die beiden Begriffe «Datendieb» und «Verräter» verwenden, so liegt durch deren 
Gebrauch auch keine Verletzung von Ziffer 1 (Wahrheitspflicht) der «Erklärung» vor.  
 
2. Weiter moniert der Beschwerdeführer, die beiden Begriffe «Verräter» und «Datendieb» 
seien schwere Vorwürfe, die zwingend die Einholung einer Stellungnahme erfordert hätten. 
Doch weder er noch sein Anwalt seien von «finews» vor der Publikation kontaktiert worden. 
Die Beschwerdegegnerin weist darauf hin, dass die beiden Begriffe keine neuen Vorwürfe 
darstellten und Elmers Position dazu wiedergegeben worden sei.  
 
In Stellungnahme 45/2008 hatte der Presserat festgestellt, dass das Wort «Datenklau» in 
Ordnung war, denn es sei nicht Sache des Presserates, die gegenüber dem Beschwerdeführer 
im Zusammenhang mit fraglichen Daten von Kunden der Cayman-Niederlassung der Bank 
Bär erhobenen strafrechtlichen Vorwürfe juristisch zu bewerten. Es möge durchaus sein, dass 
kein eigentlicher «Datendiebstahl» im juristischen Sinne zur Diskussion stehe. Unbestritten 
scheine aber jedenfalls, dass die Weitergabe der Daten an Dritte in Verletzung der 
arbeitsvertraglichen Verpflichtungen erfolgte. Und berufsethisch sei es zudem nicht zu 
beanstanden, den Sachverhalt in verkürzter, für ein Laienpublikum verständlichen Weise als 
«Datenklau» zu bezeichnen. Aus der Sicht eines Laienpublikums sei kaum entscheidend, ob 
die Daten dem Beschwerdeführer zuerst anvertraut worden waren und er diese erst später 
missbräuchlich verwendete oder ob er sie im eigentlichen, juristischen Sinn «gestohlen» habe. 
In Stellungnahme 29/2012 i.S. «Weltwoche» hatte der Presserat die Begriffe «Dieb» und 
«Erpresser» geschützt. Zwar fand er, dass es sich um einen Grenzfall handle, aber für die 
Interpretation der umstrittenen Termini sei in diesem Kontext nicht die juristische, sondern 
die umgangssprachliche Bedeutung massgebend. Und umgangssprachlich sei die 
Verwendung dieser Begriffe vertretbar. Diese umfassten sowohl bei «Diebstahl» als auch bei 
«Erpressung» Handlungen und Sachverhalte, die bei juristischer Betrachtungsweise nicht 
unter die strafrechtlichen Tatbestände fallen. Im strafrechtlichen Sinn mag fraglich sein, ob 
Elmer einen Diebstahl begangen hat. Vorliegend wurde der Begriff «Datendieb» ebenfalls 
umgangssprachlich verwendet. Zudem präzisiert «finews.ch», dass Elmer sich selbst als 
Whistleblower sieht. Die Verwendung des Begriffs «Datendieb» ist deshalb nicht zu 
beanstanden. Dasselbe gilt für den Vorwurf «Verräter». In beiden erwähnten Stellungnahmen 
hatte der Presserat wie erwähnt festgehalten, dass Rudolf Elmer unbestrittenermassen 
Kundendaten der Cayman-Niederlassung der Bank Julius Bär in Verletzung der 
arbeitsvertraglichen Verpflichtungen an Dritte weitergegeben hat. Zudem handelt es sich beim 
Vorwurf «Verräter» um keinen neuen Vorwurf. «finews.ch» durfte vor diesem Hintergrund 
den «Verräter» verwenden, ohne den Beschwerdeführer anzuhören. Eine Verletzung von 
Ziffer 3 der «Erklärung» (Anhörung bei schweren Vorwürfen) liegt demnach nicht vor. 
Durfte «finews.ch» die beiden Begriffe «Datendieb» und «Verräter» verwenden, so liegt 
durch deren Gebrauch auch keine Verletzung von Ziffer 1 (Wahrheitspflicht) der «Erklärung» 
vor.  
 
3. Weil der Artikel nicht gezeichnet ist, sieht Elmer auch Ziffer 7 der «Erklärung» verletzt. 
Dieser verlangt, dass anonyme und sachlich nicht gerechtfertigte Anschuldigungen zu 
unterlassen sind. Dieser Passus der «Erklärung» kann auf diesen Fall jedoch nicht angewendet 
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werden. Dies, weil der Artikel trotz fehlender Zeichnung klar als Beitrag der Redaktion zu 
erkennen war. Dazu sind im Artikel auch keine ungerechtfertigten Anschuldigungen zu 
finden. «finews.ch» hat Ziffer 7 der «Erklärung» in dieser Hinsicht nicht verletzt. 
 
 
III. Feststellungen 
 
1. Die Beschwerde wird abgewiesen. 
 
2. «finews.ch» hat mit der Veröffentlichung des Artikels «Schicksalsjahre für Verräter» die 
Ziffern 1 (Wahrheit), 3 (Anhören bei schweren Vorwürfen) und 7 (Unschuldsvermutung, 
Unterlassen anonymer Anschuldigungen) der «Erklärung der Pflichten und Rechte der 
Journalistinnen und Journalisten» nicht verletzt.  


